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Kein Kindeswohl ohne faire
Bildungschancen

Dresden, 19. Mai 2026. Eine internationale Studie des Unicef-Forschungsinstituts »Innocenti«

zeigte kürzlich die deutschen Rückstände im internationalen Vergleich zur Situation von Kindern

in wohlhabenden Ländern auf. Die Studie zum Kindeswohl des Kinderhilfswerkes der Vereinten

Nationen löste eine Kontroverse über die Sozial- und Bildungspolitik hierzulande aus, denn

Deutschland belegte nur Platz 25 von 37. Auch der LandesSchülerRat Sachsen (LSR) nimmt die

Position ein, dass Kindeswohl und Chancengleichheit nicht ohne echte Bildungsgerechtigkeit

und strukturelle Veränderungen im veralteten Bildungssystem möglich sind.

»In einem Land, in dem der Bildungsstand von Kindern und Jugendlichen noch immer maßgeb-

lich vom Geldbeutel und Bildungsstand der Eltern abhängt, ist solch eine Platzierung leider nicht

überraschend. Es braucht strukturelle Veränderungen und endlich den Fokus auf die Bedürfnis-

se ALLER sächsischen Schüler:innen«, erklärt Lina ZEEH, Vorsitzende des LSR Sachsen.

Der sozioökonomische Hintergrund liefert für die Schüler:innen den Ausgangspunkt ihrer schu-

lischen Bildung, und auch wissenschaftliche Untersuchungen bestätigen, dass dieser unmittel-

bare Auswirkungen auf den Bildungserfolg der jeweiligen Schüler:innen hat. Dazu gehören vor

allem familiäre und finanzielle Rahmenbedingungen, die oft Grundstein oder das erste Hinder-

nis im Bildungsweg darstellen.

»Kinder aus sozial schwächeren Haushalten erfahren Nachteile in der Bildung. Das fängt bei den

fehlenden Unterstützungsmöglichkeiten der Eltern an und hört beim Zugang zu Nachhilfeange-

boten auf. Gerechtigkeit, geschweige denn Chancengleichheit, zu gewährleisten, ist so kaum

möglich«, mahnt ZEEH.

Der LSR fordert die Staatsregierung auf, auf die individuellen sozialen Voraussetzungen von

Schüler:innen einzugehen, und diese endlich in der Bildungspolitik zu priorisieren. Dazu gehö-

ren Lehrmittelfreiheit, Nachteilsausgleiche und finanzielle Investitionen in das sächsische Bil-

dungssystem, denn nur durch zusätzlich bereitgestellte Ressourcen können gesellschaftliche

Ungleichheiten im schulischen Kontext ausgeglichen werden.

»Gerade in Zeiten von Haushaltsverhandlungen, muss der Staatsregierung klar sein, dass Bil-

dungsgerechtigkeit kein nice-to-have ist, sondern die Grundlage für faire und gerechte Chancen

und eine zukunftsfähige Gesellschaft«, fasst ZEEH zusammen.
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